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Kapitalsanlage in Polen. 


Das Problem der sicheren und rentablen Kapitalsanlage hat ge- 
rade in Polen, und hler wieder Insbesondere in der letzten Zeit der 
allgemeinen Unsicherheit, eine bisher noch nicht dagewesene Wich- 
tigkeit erlangt, In einer Zeitperiode, da der Kapitalismus um Sein 
oder Nichtsein kampft, da machtige und lahrzehntealte Industrie- 
und unzorganisationen sowie grosse Bankinstitute zusammen: 
brechen und Wahrungen, auf deren Stabilitat die ganze Welt noch 
vor kurzem geschworen hat, ins Wanken geraten, ist die Frage der 
Rettung des Spargroschens geradezu brennend geworden und be- 
schaftigt heute jeden werktaligen Menschen. Speziell in denjenigen 


Staaten, die, wie Polen, einen mehrfachen Wahrungswechsel durch- 
machten und wo durch mehrere Juflatlonen und nachher durch die 
Serie der Deilations- uud Stabilisierungskrisen das Kapital arg de: 
miert wurde, hat den n wur allzu begreii 


f i 
ergriffen, und er will heute auch nicht das letseste Risiko mehr cin- 
gehen. So grotesk es auch klingen mar: das Ratsel der Gold- 
erhaltung und rentablen Anlage ist heute für so manchen Arbeits- 
menschen bisweilen ebenso lösen als das Problem des 
Geldverdieneus, 

Welche Geldanlagen sind nun heute in Polen die gebräuch- 
lichsten? Zunachst muss festgestellt werden, dass das Interesse für 
langlristige Bindungen Im allgemoinen nicht gross Ist, da 
man sich angesichts der allgemeinen Unsicherheit der jeweiligen 
Dispostionsmöglichkeit nicht berauben will. Insbesondere tritt heute 
das Hypothekendarlehon, diese beliebteste Form der Vor- 
kriegsgeldanlage, wegen der starken Entwertwng für Hauser und 
Grundstücke, der Schwlerigkelten des Zwangsverkauies als Folge 
des Mangels an Kaulern, und nicht zuletzt wegen der oft schleppen- 
den Prozessiöhrung, die deu Olaubiger zum Schluss mürbe macht, 
slark in den Hintergrund. Die Festlegung auf iestverzinsliche 
Anlagewerte oder Aktien hat das breile Publikum ebenfalls 
stark enttauscht: die grossen Verluste, die man gerade in den 
letzten Jahren bei tlichen Anleihen, Pfandbriefen, Obligationen 
und Aklien erlitten eln so glanzend fundiertes Papier, wie 
2, 13. die Wojewodschaftsanleihe, ist um mehr als 50 Prozent auf 
gegenwarlig rund 40 Prozent gesunken, — wirken erlich nicht 
anregend. Als eine neue Form der Kapitalsanlage tritt jetzt starker 
denn je der Bau von Mietziushausern in Erscheinung, der 
einerseits vor Verlusten schützt und auf der anderen Seite eine gute 
Verzinsung ermoglicht, Ein Haus aus 6 Wohnungen zu 3 Zimmern 
samt komplettem Zubehör und weiteren 2 Wahnungen aus je Zimmer 
ind Kuche und Nebenranm, in solider Ausführung und erstklassiger 
Inneneinrichtung, kostet heute in Polen 120000 zl, der Grund etwa 
10000 zł, zusammen somit 1300000 zł}. Bei einem leicht zu er- 
zlelenden Mietzius von je 200 zł monatlich für die Dreizimmer- und 
80 zł für die Zweizimmerwohnungen = jahrlicl 16320 zł, ergibt dies 
elne Verzinsung von rund 12.5 Prozent. Angesichts der noch immer 
katastrophalen Wohnungsnot in Polen muss diese Verwendung über- 
schüssiger Gelder als durchaus zweckmassig angesehen werden, 
weun auch die fortschreitende Verarmung des Mittelstandes den 
Bezug derartiger, verhaltnismassig doch teurer Wohnungen. immer 
mehr zum Privileg einer nar ganz dünn gesaten Oberschicht macht. 

Eine sehr interessante, ganz neue Möglichkeit Für langfristige 
Kapitalsanlagen, bieten die Versicherungsgesellschaiten durch die 
Einfuhrung der sogenannten Einmalpramien-Versiche- 
rung, deren Wesen darin bestcht, dass die Prawie ein für allemal 
für die ganze Versicheruugsdauer geleistet wird. Diese Form bietet 
eine dauernde, je nach Alter und Versicherungsdauer, sich ergebende 
5.5—6prozentige Verzinsung plus Ziuseszinsen, wobei die Gesellschaft 
das Risiko des vorzeitigeu Ablcbens Iragi. Die Möglichkeit, cine 
derartige Transaktion in ieder beliebigen Festvaluta abzuschliessen, 
bedeutet clnen starken Vorsprung gegenüber allen Banken nnd 
Sparkassen, die eine auf 10, 15 oder gar 20 Jahre hinaus garan- 


terte feste Verzinsung ohne Einschraukung unmöglich zusichern 
können. Geht etwa ein Vierzigjahriger eine Eiumalpramienversiche- 
rung auf 10000 Dollar unter der Bedingung ein, dass der arwahnte 
Betrag sofort nach seinem Tode, bzw. spatestens nach 15 Jahren, 
fallig werden soll, so hat er eine Finmalpramie von etwa 4600 Dollar 
zu bezahlen; stirbt er früher, auch schon einen Tax nach Ver- 
tragsabschluss, wird der versicherte Betrag (10000 Dollar) sofort 
ausgezahlt, erlebt er aber die Ablauffrist, so ergehen diese 10.000 
Dollar eben das Kapital, auf welches die vor 15 Jahren eingezahlte 
Einmalpramie von 4600 Dollar bel einer 5.5-6prozentigen Ver- 
zinsuug samt Zi insen angewachsen ist. Dazu gesellt sich noch 
der Vorteil der Behebungsmöglichkeit, wie sie kem anderes geld- 
verwaltende Institut bieten kann. Walırend Ersparnisse, die hei 
Banken oder Sparkassen hinterlegt wurden, gerado in letzter Zeit 
dem Sparbuchbesitzer vielfach nicht zur greifbaren Verfügung stan- 
den, waren die Versicherungsgesellschalten die einzigen Geldinsti- 
tute, bei welchen der Sparende im Wege der Belehnung der Pottce 
sein Geld sofort erhalten kannte, was viele Kauileute und Fabri- 
kiuten gcrade in den letzten Krisenstürmen über Wasser gehalten 
hat. Bedenkt man, dass das valutafeste Ausland schon seit langerur 
Zeit entweder gar keine oder nur ganz geringfügige Zinsen bezault 
und auch diese keinesfalls auf lange Sicht garantiert, ferner, dass 
die Versicherungsgesellschaften durch die ganze Art und die beson- 
dere Sicherheit ihrer Reserveanlage, durch die Staatsaufsicht und 
durch den weitverzweigten Rückversicherungsradius ein Höchst- 
mass von Oarantie bieten, so darf man sich nicht wundern, dass 
diese neue Form der Kapitalsanlage durch Einmalpramien-Versiche- 


geldern in Frage, die sie für unun 
denu nur dadurch, dass die Gesellschaft über dieses Kapital, resp, 
über die erlegte Einmalpramie dauernd und ungehindert verfügen 
kann, ergibt sich iur sie die Möglichkeit einer relativ hohen Rendite, 
In dieser neuen Methode schreitet die bekaunte Lebensversiche- 
tungsgesellschaft „Phönix“ an erster Stelle voran und hat insbeson- 
dere in Deutschland, der Tschechoslowakei, Oesterreich und Ungarn 
schon sehr bedeutende Eiumalpramieu-Versicherungen abgeschlossen. 
Es ware zu wünschen, dass das Verstanduis des Publikums für diese 
Art der Kapilalsanlage wachse, zumal da man gerade in Polen bei 
den verschiedenen Spar- und Anlageexperimenlen schon ein hohes 
Lehrgeld gezahlt hat, 

Im allgemeinen gewinnt überall, nicht nur in Polen, sondern auch 
in Amerika und Westeuropa, die Tendenz die Oberhand, Kapitalien 
kurziristig anzulegen. In den letzten Jahren wurde allerdings 
die Erfahrung gemacht, dass gerade kurzfristige Engagements in 
Polen ebenso wie anderwarts viellach schwere Verluste einbrachte 
Die beliebteste und natürlichste Kapitalisierungsforn: dieser Art snd 
Einlagen bei den Bauken, die die entgerengenommenen Gelder je 
nach Art ihrer Gebundenheit und der Verfassung der Geldmarkle 
mit einem höheren oder niedrigeren Ziusfuss ausstatten. Die auf 
diese Weise erlangten Gelder werden nun von der Bank Im Wege 
von Krediten an Industrie und dem Handel gegen höhere Debetzinsen 
weitergegeben, womit zunachst der für die Einleger bestimmte Zins- 
tuss bezahlt d, wahrend die recht hohe Differenz zwischen Sall- 
und Habenzins nicht zuletzt eine Risikopramie für allfallige Verluste 
an Debitoren darstellt. Die Auswirkungen der Wırtschaftskrise aber 
haben dieses von den Bauken bei jeder Krediterteilung von Haus 
aus vorhandene Risiko geradezu ins Immense gestelgert und bei 
ihnen Verluste gezeitigt, welche zu den bekannten Zusammenbrüchen 
in fast allen Staaten geführt und das Vertrauen der Einleger stark 
erschüttert haben. Die Folge hiervon ist zunachst einmal eine be- 
deutende Geidabwanderung aus den Banken in die 
Sparkassen, die ja infolge völliger Ausschaltung von Trans- 
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aktionen spekulatiyen Charakters und angesichts der vollen Qa- 
rantieleistung durch die Kommunen eine hohe Gewahr für die Sicher- 
heit bieteg. Natürlich ist dabei das Wirtschaftsleben im Nachteil, 
da ia die Sparkassen als halbamtliche Institute nur sehr schwer- 
fallıg und auf mehr burokratischer Grundlage ihre Geldgeschafte 
abwickeln, wahrend die Banken in ihrer ganzen Kredit- uud Ge- 
schafisgebarung viel elastischer sind. Eine traurige Erscheinung 
hingegen bildet die sogenannte Thesaurierung, d. h. die Auibewahrung 
der Gelder Im „Strumptf”; gegen diese Geissel der Wirtschaft, 
die den Kreislauf des Kapitalismus und daher das Raderwerk der 
Tudustrie und des Handels arg hemmt, muss man mit allen Mitteln 
der Aufklarung ankampfen. Der „Sieg“ der primitiven Sparweise, 
fir den man sich in letzter Zeit oftmals begeistert, muss unve 
meidlich das Absterben des Wirtschaftskorpers nach sich ziehen, 
da ihm das Blut entzogen wird, und letzten Endes zur allgemeinen 
Verarmung führen. 


[m] Gesetzgebung und Verwaltung. fc] 


Ein neuer Schlag gegen das Handwerk. 


Das Ministerium für Arbeit und soziale Fürsorge hat ein Reform- 
projekt zu dem Gesetz über die Beschaftigung von Frauen und Min- 
derjahrigen vom 2, Juli 1924 ausgearbeitet, das bereits in der ersten 
Lesung vor dem Sejm gewesen ist und demnachst in zweiter und 
dritter Lesung angenommen werden soll. Diese Novelle, die offiziell 
nur das genannte Arbeitsgesetz betrifft, führt gleichzeitig ziemlich 
einschneidende Neuerungen in das Gewerberecht ein. Vor allem das 
Handwerk wird davon m starkem Masse betroffen, und zwar nach 
der ungünstigen Richtung, wie aus dem folgenden zu ersehen ist, 

Es handolt sich hauptsachlich um die Beschaftigung von Lehr- 
lingen, für die ziemlich erhebliche Einschrankungen eingeführt wer- 
den. Die Handwerksmeister sollen künftighin nur noch damı das 
Recht haben, Lehrlinge einzustellen, wenn sie mindestens einen aus- 
gelernten Gesellen beschaftigen, Auch der Lehrvertrag als solcher 
wird entsprechenden Einschrankungen sowie der direkten Kontrolle 
der Verwaltungsbehörden unterworfen, Die Novelle stellt einen Teil 
der neuen Massnahmen zur Bekampfung der Arbeitslosigkeit dar, ist 
aber geeignet, eınem grossen Teil unserer Handwerksunternehmen 
ganz und gar den Boden unter den Füssen wegzuziehen. Gerade in 
der heutigen schweren Zeit sind viele unserer Meister darauf ange 
wiesen, allein mit Hilfe eines Lehrliugs zu arbeiten, da der geringe 
Grad der Beschaitigung die Einstellung eines Gesellen unmoglich 
macht. Beschtlich ist, dass das genannte Projekt direkt vor den 
Sejm gebracht wurde, ohne dass, wie es sonst ublich ist, Gutachten 
von den Handwerkskammern eingeholt wurden. 


Die Geschäftszeit in der Stadt Posen. 


In „Poznański Dziennik Wojewódzki" Nr. 29 vom 11. Juli 1931 
ist eine Verfügung des Posener Stadtprasidenten vom 20, Maı 1981 
erschienen, in der die Geschaftsstunden tür die Handelsunternehmen 
und einige Industrieunternehmen der Stadt Posen festgelegt werden, 
Diese Verfügung, die der „Oredownik Zarządu stał. miasta Poznania“ 
in Nr, 37 vom 21. September 1931 abgedruckt hat, hebt die bisher 
gultige Bekanntmachung des Stadtprasidenten vom 30. September 
1930 auf, die in Nr. 35 des genannten „Orgdownik“ vom Jahre 1930 
verdlfentlicht wurde, Es werden danach die bisherigen Geschafts- 
stunden mit folgenden Aenderungen beibehalten: 

Für Kontilüren- und Weingeschafte, die bisher im Sommer von 
8.30 Uhr morgens bis 6.30 Uhr abends uud im Winter von 9 Uhr 
morgens bis 7 Uhr abends geöffuet waren, werden jetzt im Sommer 
von 6.30 Uhr morgens bls 6.30 Uhr abends und ım Winter von 7 Uhr 
morgens bis 7 Uhr abends offengehalten werden dürfen, weil man 
diese Geschalte zu den Lebensmittelgeschaften gezahlt hat, 


Als Lebensmitlelgeschaite betrachtet die Verfügung Fleischbuden 
und Raucherwarengeschalte, sowie Geschafte mit Backwaren, Mol- 
kereierzeugnissen, Eiern, Fischen, Wild, Konserven, Obst, Gemi 


e- 
Zucker, Salz, Tee, Kaffee, Zuckerwaren, wie: Bonbons, Schokolade, 


Kuchen, Pfelferkuchen und dergleichen Lebensmitteln, sowie mit 
welnarligen Erzeuguissen, Kolonial-Gewuürzwaren. 

In Punkt 6 bezeichnet die Veriügung die Speisewirtschaften, die 
bisher Geschaftszeit von 7 Uhr morgens bis 1 Uhr nachts haben. Als 
Speisewirtschaiten werden solche betrachtet, die unabhangig von 
den sozialen Bedürinissen, welche durch gultige Vorschriften für die 
einzelnen Kategorien dieser Anstalten festgelegt sind, als Hanpt- 
Handelsgegenstand den Verkauf von Getranken und Speisen führen, 
die au Ort und Stelle verzehrt werden und in besonderen nicht mit 
der Wohnung identischen Raumen untergebracht sind. Zu den 
Speisewirtschaften rechnet die Verfügung Restaurants, Konditoreien, 
Kaffechauser, Molkereien, Bier- und Welnstuben, Pfefferkuchen- 
hauser, Garküchen, öffentliche Kuchen, Büfetts, Ausschankstatten, 
Frübstücksstuben, Schenken und , Wirtschaften aller Industriekate- 
gorlen. 

Ausserdem wird von der Verfügung des Stadiprasidenten der 
bisher gewohnheitsmassige Kleinverkauf von Zuckerwaren, Blumen 
und Tabakwaren an Sonn- und Feiertagen bei Schaustellungen, Ver- 
guügungen und offentlichen Begangnissen, Ablassen, Missionen und 
Ausstellungen, sowie von Devolionallen, deren Verkauf wahrend der 


ganzen Dauer der Ablasse und Missioneu oder auderer religiöser Be- 
Baltgnisse, ausgenommen die Zeit des Hauptgottesdienstes von 10 bis 
12 Uhr, erlaubt ist, Ausserdem gestattet die Verfügung, dass an 
Sonn- und Feiertagen, langstens jedoch dres Stunden, bis 10 Uur 
vormittags, Molkereien und Blumenhandlungen geöffnet sind, wobei 
als Molkerelen und Rlumenhandlungen nur solche Geschafte gelten, 
die sich mit dem Verkauf von naiurlichen Blumen mit Ausschluss 
aller anderen Waren oder mit dem Verkauf von Milch und Milch- 
produkten ins Haus befassen. 

In den Punkten 4 und 5 regelt die Verfügung des Stadtprasi- 
denten die Geschaftszeit der Kioske, sowie den Strasseuverkauf von 
Zeitungen, Zeitschriften und Tabakserzeuguissen. 

Für Uebertretung der festgelegten Geschaftsstunden droht eine 
Geldstrafe bis zu 2000 z und Haft bis zu 6 Wochen. Dabei werden 
die Herren Kaufleute darauf hingewiesen, dass die Polizelorgane in 
letzter Zeit den Auftrag erhalten haben, die Oeschaftskontrolle in 
dieser Richtung zu verscharfen. 


Steuerwesen und Monopole. 


Zur Einkommensteuer- Veranlagung. 


Der 1. Oktober ist gemass Art. 66 des Einkommensteuergesetzes 
derjenige Termin, bis zu welchem die Veranlagungsbescheida (Na- 
kazy płatnicze) über die Veranlagung zur Einkommensteuer ver- 
sandt sein sollen. Die pünktliche Innehaltung dieses Termins ist mit 
Rücksicht auf das zeitraubende, schwierige und umstandliche Ver- 
aulagungsverfahren bisher immer nur in vereinzelten Fallen moglich 
gewesen. Auch iu diesem Jahre sind nur in ganz vereinzelten Fallen 
bereits Veranlagungen zur Einkommensteuer für das Steuerjahr 1931 
erfolgt und Nakazy platnicze den Steuerpilichligen zugestellt worden. 
Ein zweiter sehr wichtiger Termin bezüglich der Veranlagung zur 
Einkommensteuer ist der 15, Oktober, deun hiervon haugt es ah, 
ob die Steuerzahlung schon bis zum 1. November zu erfolgeu hat 
oder aber, ob die 30tagige Zahlungstrist Anwendung findet. Der 
Art. 88 des Einkommensteuergeseizes bestimmt ausdräcklich, dass 
alle diejenigen Steuerpflichtigen, denen die Zallungsaufforderungen 
nach dem 15. Oktober zugestellt werden, die ganze veranlagte Steuer 
binnen 30 Tagen nach dem Tage der Zustellung der Zahlungsauf- 
forderung zu zahlen haben. Im Interesse des Steuerpflichtigen wird 
es mithin liegen, wenn er den Nakazy platniezy nicht bis zum 
15. Oktober erhalt, denn er gewinnt dadurch Zeit zur Zahlung, was 
von grösster Wichtigkeit sein kann, weil eine spatere Fälligkeit der 
Stewerzahlung ıhm unter Umstanden eine bessere Verwertung seiner 
Produkte ermöglicht bzw. in eine Zeit hinelnfallt, die eine, wenn 


auch nur vorübergehende Belebung der Konjunktur aufweist. Bei 
ordnungsmassiger Ausstellung des Nakaz plainiozy muss derselbe in 
der entsprechenden Rubrik auch die bereits bis zum 1. Mai d. Js. 


bezahlte Vorschusszahlung enthalton und den nach Abzug dieser 
Zahlung noch zu zahlenden Restbetrag. Unabhanpig, ob diese Vor- 
schusszahlungen In den Nakaz płatniczy eingetragen sind oder 
nicht, zieht sich der Steuerpflichtige alle bereils zugunsten der 
Einkommensteuer für das Steuerjahr 1931 gezahlten Vorschüsse von 
dem veranlagten Stewerbeirage ab. Erfolgt die Zustellung bis zum 
15. Oktober und es tritt mithin der Zahlungstermiu vom 1. November 
in Kraft, so sicht dem Stenerpflichtigen immer noch das Recht zu, 
von der Idtagigen Karenzzeit Gebrauch zu machen. Er kann alsa 
nach ohne Befürchtungen betrefis der Zahlung von Verzugszinsen 
die veranlagte Steuer auch noch fristgemass bis zum 15. November 
bezahlen. Wichtig ist indess, hierbei zu beachten, dass, wenn auch 
keine Verzugszinsen zu zahlen sind, dennoch der fallige Steuer- 
betrag in der l4tagigen Karenzzeit zwaugsweise eingezogen werden 
kuss 


Erhebung der Militarsteuer, 


Im „Dziennik Ustaw“, Nr. 89 vom 7. Oktober, ist elne auf 
Grund des Arlikels 90 des Gesetzes über die allgemeine Militar- 
dienstpflicht vom Ministerrat herausgegebene Verordnung über die 
Militarsteuer erschienen. 

Laut dieser Verordnung werden nachstehende Personen die Mili- 
tarsteuer entrichten müssen: 

1. Personen, die laut Artikel 60 des Militardienstgesetzes in die 
Reserve ubergehen; 

2. Personen, die dem Laudsturm mit oder ohne Waffe ange- 
hören (Kategorien C und D); 

3. Personen, die völlig dienstuntauglich sind (Kategorie E); 

4. Personen, die auf Grund eines Gutachtens der militararzt- 
lichen Spitalkommission dem Landsturm zugeteilt (Kategorien G und 
D) oder für völlig dienstuntauglich erklart wurden (Kategorie E), 
wenn die Herabsetzung ihrer körperlichen Befahigung nicht mit dem 
Militardienst in ursachlichem Zusammenhang steht. 

Von den Genaunten sind steuerfrei: Personen, die von der Ge- 
meitideselbstverwaltusg oder von der olientlichen Wohltatigkeit 
unterhalten werden, sowie Personen, die völlig dienstuntauglich und 
völlig unfahig zu körperlicher oder geistiger Arbeit sind, sofern ihr 
Einkommen nicht das Minimum erreicht, das von der staatlichen 
Einkommensteuer erfasst wird. 

Von der Pilicht der Entrichtung der Mililarsteuer sind ferner 
diejenigen Personen befreit, die wahrend einer Mobillsierung frei- 
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willig dus Hoer oder in die Kriegsmarine eingetreten wareu, sofern 
sie nachlıer dem Landsturm (Kategorien C und D) zugeteilt wurden 
oder sich als völlig dienstuntauglich erwiesen — und zwar ohne 
Rücksicht darauf, wie lauge sie gedient baben. 

in einzelnen Steuerjahren sind von der Zahlung der Militarsteuer 
diejenigen Personen befreit, die in dem betreffenden Jahre eine 
Felddienstübung oder überhaupt militarischen Dienst ableisteten, 
ferner diejenigen Personen, die in dem betrefenden Steuerjahr vor 
der Aushebung mindestens eine Stufe der militarischen Vorbereitung 
absolviert und wach der Aushebung mindestens 6 Monate tatigen 
Anteil an den Arbeiten der militarischen Vorbereitung genommen 
haben, schliesslich diejenigen Personen, die als erwerbslose Arbeiter 
in den staatlichen Arbeitsnachweisamtern eingetragen sind, in der 
hetreffenden Zeit mindi us 2 Monate beschaitigungslos sind und 
ein Einkommen en, das unter dam von der staallichen Binkom- 
mensteuer erfassten Miulmum des Einkommens liegt, 

Die Steuer betragt in Staffeluugen 0,2 bis 2 Prozent des jahr- 
lichen Einkommens. 


Die Enfrichtung der Steuern in Naturalien, 


Wie gemeldet, hat der Finanzminister beim Sejm ein Geseizes- 
projekt eingereicht, durch das das Finanzministerium zur Erhebung 
der rückstandigen direkten Staalssteuern in Naturalien ermachtigt 
wird. Durch dieses Gesetz soll eits eine Erleichterung der 
Zahlung der rückstaudigen Steuer > sich sehr stark angesammelt 
haben, erreicht werden, andererseils will man mit den so erlangten 
Naturalien denjenigen Arbeitsl ı helfen, die bereits der Berechti- 
gung zur Arbeitslosenunters ng verlustig gegangen sind. Der 
Gesetzentwurf enthalt nur 7 Artikel und ist so allgemein gehalten, 
dass sich daraus kein genaues Bild der Organisation der Lieferungs- 
technik und der Inempfangnahme der Natvralien aus dem Titel der 
ruckstaudigen Steuern ergibt. Die Ausführung des Gesetzes wird 
durch das Projekt dein Finanzministerium in Uebereinstimmung mit 
dem Ministerium für Arbeit und öffentliche Fürsorge, dem Innen- 


Das neue Gesicht 


Der Entwurf zur Reform der Umsatzsteuer ist durch das Finanz- 
ministerium fertiggestellt worden und wird in den nachsten Tagen 
dem Seim porge werdeu. Er ht eine e pane von Ei 
vor, 
Zeitung berichteten S 
der hier zur Verfügung stehende Raum zur Wiedergabe des ganzen 
Projektes nicht ausreicht, beschrauken wir uns daraul, die wich. 
digsten Acıderungen, wie sie.der Entwurl vorsieht, herauszugreiien. 
Artikel 7 des Entwurfes bestimmt! 


„Der Satz für die Berechuung der Umsatzsteuer betragt: 

A) Ab 1. Januar 1932: 

1. 4% bei allen Umsalzen, die in den Punkten 1 und 4 d 
Artikels 5 des Gewerbesteuergesetzes genannt sind. Es handelt sich 
hierhei um von Handelsunternehmen getatigte Engros-Umsatze sowie 
um Lieferungen an staatliche und Selbstverwaltungs-Organisationen, 
desgleichen um berufsmassigen Aufkauf. Der Satz ist von selbstan- 
digen Lieferungen zu zahlen, solern die genannten Unternehmen 
ordnungsmassige Handelsbücher führen. 

2. 4% bei allen Umsa die von Verlagsunternchmen getatigt 
werden, sofern diese Unternehmen ordnungsmassige Handelsbücher 
führen und die von ihnen herausgegebenen Bücher Im Inlande ge- 
druckt werden 

3. 1% bei allen Unisalzen, die in Punkt 1 und 7 des Artikels 5 
genannt sind. Es handelt sich hierbei um Artikel des ersten Bedaris, 
die im Einzelverkauf von Handelsunternehmen oder auch von Hand- 
werksunteruehmen, die eine Registrierungskarte gelost haben, direkt 
an En en abgegeben werden. 

i % bei Umsatzen, die in Punkt 1 des Art. 5 genannt siud, 
es handelt sich bier um den gewohnlichen Detailverkauf, bei Unter- 
nehmen, die ordnungsmassige Handelsbücher führen. 

5. 4% hei allen Umsatzen, die durch Kommissionare oder Han- 


delsvermitller getaligt werden. 


ministerium, dem Landwirtschaftsministerium und dem Handels- 
ministerium übertragen. Durch diese Ministerien soll anscheinend 
auch der technische Apparat organisiert werden. 


Das Gesetz ermachtig! das Finanzministerium zur Erhebung der 
rückstandigen direkten Steuern in Naturalien, und zwar in Roggen, 
Weizen, Gerste, Kartoffelı und Kohle, Die Steuerzahler müssen 
diese Produkie auf eigene Kosten an die eigens fur diesen Zweck 
bestimmten Organe liefern. Die Kohle wird zu den örtlichen Prci- 
seu übernommen werden. Getreide und Kartolieln werden jedoch 
mit 10 Prozent höher angerechnet, als die örllichen Preise belragen, 
Falls die Behörden zwecks Einzichung -der rückstandigen Steuern 
bereits Exekutionsschritte eingeleitet haben, kann sich der Steuer- 
zahler vor der weiteren Verfolgung der Exekution schützen, wenn 
er ‘die rückstandige Summe zusammen mit den Exekutionskosten in 
Naluralien entrichtet, Das Gesetz wird mit dem Tage seiner Ver- 
ölfentlichung in Kraft treten und seine Gültigkeit nach einer entspre- 
chenden Verordnung des Ministerrates verlieren, 


Verzugszinsen bei der Ärbeitslosenversicherung. 


Die Erhebung der Verzugszinsen für rückstandige Beitrage au 
die staatliche Arheitslosenversicherung ist bereits Gegenstand viel- 
facher Klagen der Betroffenen gewesen, da die Versicherung, ent- 
gegen der Entscheidung des Obersten Verwaltungsgerichtes, ver- 
schiedentlich 2%, anstatt der durch Verordnung des Finanzministers 
vorgesehenen 1% berechnet bat. Daher hat die Posener Industrie- 
und Handelskammer sich veranlasst gesehen, eine diesbezügliche 
Anfrage an das Finauzministerium zu richten. In der Antwort darauf 
erklart das Ministerium durch Schreiben 4479/IV, dass der gesetz- 
liche Satz für die Verzugszinsen der Arbeitslosenversicherung wie 
bei allen anderen Steueru und Sozialabgaben nur 1% betrage, Der 
S von 2% kame nur da in Anwendung, wo es sich um nolorische 
Widerspenstigkeit des Zahlers handele, nicht aber iu Fallen. wo die 
Verzögerung durch dessen finanzielle Verhalinisse verursacht sel. 


der Umsatzsteuer. 


6. 1% bei Umsatzen, die in Punkt 2 des Art. 5 genannt sind, 
mit Ausnahme der Bruttogewinne aus Umsatzen mit fremden Valuten, 
Devisen, Auslandsschecks, sowie auch Wortpapieren aller Art, 

7. 1% bei allen Umsatzen, die von Bauunternehmen getatigt 
werden, sofern diese Umsalze in Verbindung mit der hlung von 
Wohngebauden getatigt wurden. Bedingung ist auch hier die Fih- 
tung ordnungsmassiger Handelsbüch 

8. 1% bei allen Umsatzen, die durch ordnungsmassige Haudels- 
bücher führenden Mühlen getatigt werden. 

9. 1% bei den in Punkt 7 des Art. 5 genannten Umsatzen. Es 
handelt sich hier um den Verkauf von Rohstoffen oder selbst her- 
gestellten Inlandswaren von gewerblichen und Industrieunternehmen 
an Unternehmen der gleichen Art. Sofern diese Artikel zum Ver- 
brauch oder zur Weiterverarbeitung in dem Unternehmen des Kau- 
fers bestimmt sind. Investitionsanschaffungen fallen nicht unter diese 
Kategorie. 

10. %#% bei den Umsatzen von Fleischereibetrieben, sofern diese 
Betriebe im Besitz einer ordnungsmassigen Handwerkskarle sind. 

B) Ab 1. Januar 1933: 

1. %4% bei den in Punkt 1 des Art, 5A genannten Umsatzen, so- 
fern diese Umsatze im Kleinverkauf durch orduungsmassige Handels- 
bücher führende Unternehmen getatigt werden. 

2. 1% von den übrigen in Punkt 1 des Art. 5 genaunten Um- 
satzen, desgleichen von solchen, die in Punkt 4 des Art, 5 genant 
sind, sofern es sich dabei um selbstaudige Lieferungen anerkannter 
Unternehmen handelt. 

3.1% bei den in Punkten 7 und 8 des Art. 5 genannten Um- 
satzen, sofern es sich dabei um Umsatze von Handwerksunternehmen 
handelt, die eine ordnungsmassige Registrier-(Handwerk-)karle be- 
sitzen. 

In weiteren Abschnitten des Artikels sind Veranderungen auf- 
geführt, die am 1. Januar 1934 beginnen. Vou diesem Zeitpunkt an 
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soll der reguläre Umsatzstewersatz von 2% einen allmahligen Abhau 
um je 0,25% bis zum Stand von 1,25% erfahren. Dann heisst es 
weiter: 

„Der Finanzminister wird ermachtigt, nach seinem Ermessen 
frühere Termine für die Einführung der oben genannten Satze fest- 
zusetzen, sofern die Rücksicht auf den Stand der Staatsfinanzen dies 
erlaubt, Es folgen noch weitere Bestimmungen über die Unterschei- 
dung reiner Handelsumsatze von solchen, die durch gewerbliche und 
Industrieunternehmen zur Welterverarbeilung oder zu Investitions- 
zwecken gelatigt werden." 

Da hierbei noch eine Anzahl von Veranderungen zu erwarten 
ist, werden wir diese Neuerungen erst nach ihrer Aunahme durch 
den Sejm behandeln. 


Rechtswesen und Handelsbräuche, 1 


Die Neuregelung der Ausverkaufe, 


Die Warschauer Handels- und Gewerbekammer hat In ihrer 
Eigenschaft als amlierendes Organ des polnischen Handelskammer- 
verbandes dem Finanzininisterium, dem Ministerium für Industrie und 
Handel eia Verorduungsprojekt über die Neuregelung des Waren- 


verkaufssystems vorgelegt. Dieser Entwurf sieht vor, dass alle Aus- 
verkaufe, die im Handelsumsatz getatiet werden, nur nach vor- 
heriger Anmeldung bei der zustandigen Handelskaminer vorgeuom- 
men und bekanntgegeben werden dürfen, die befugt ist, die An- 
meldung sowie die erteilte Erlaubnis zuin Ausverkauf zu bestatigen. 
Im einzelnen bedurfen folgende Ausverkaufe der vorherigen Er- 
taubnis: Nachsaisonausverkaufe, Ausseninventars-, Aussenassorti- 
ments- und Liquidationsausverkaufe. Bei der Aumeldung des Aus- 
verkaufs bei der Handelskammer sind anzuführen: Namen und Wohn- 
ort des Verkaufers, die Dauer des Ausverkaufs, die Gründe für den- 
selben und bei Ausverkaufen, die eine vorherige Erlaubnis erfordern, 
eine genaue Spezifizierung der fúr deu Ausverkauf bestimmten 
Waren. Bei der Entscheidung über Erteilung oder Verweigerung 
der Erlaubnis wird sich die Kammer von den vom Petenten vorge- 
legten Daten und von den Gutachten der Sachverständigen lei 
lassen, Die Erlaubnis für Nachsaison-, Ausseninventars- und Ausseu- 
assortimentsverkaufe wird in der Regel langstens für den Zeitraum 
von 14 Tagen erteilt, für Eiquidationsausverkaufe iu der Regel für 
einen Zeitraum von höchstens 90 Tagen. Die Kammer kann jederzeit 
die Kontrolle über den durchgeführten Ausverkauf mit Hilfe lokaler 
admınistrations-verwaltungspolitischer Organe durchfuhren. Gegen 
die Entscheidung der Kammer steht einc Berufung an das Ministe- 
rium für Industrie und Handel zu, 


Einige arbeitsrechtliche Entscheidungen zum Problem der Ueberstunden. 


Für die Beurteilung der Überstundenbezahlung ist vor allen 
Dingen das Gesetz über den Schutz dor Arbeitszeit v. 18. 12. 1919, 
Dz. U. 1920, Pos, 7 maßgebend. Die wenig klaren Bestimmungen 
dieses Gesetzes, vor allen Dingen der Art. 16 dieses Gesetzes, sind 
schon haufig Gegenstand von Interpretationen des Obersten Ge- 
tichts gewesen, Leider hat sich jedoch in den Entscheidungen 
des Obersten Gerichts auf diesem Gebiete eine wenig konstante 
Rechtsprechung entwickelt, Nur diesem Umstand ist es zuzu- 
schreiben, daß Klagen wegen Bezahlung von Überstunden, die in 
den meisten Fällen erst nach Auflosung des Dienstverhaltnisses 
erhoben werden, nicht aufhören, und daß vielleicht in der Öffent- 
lichkeit, gestätzt auf den obengenannten Art. 16, die Meinung 
verbreitet ist, daß in jedem Talle Überstunden über die gewöhn- 
liche Tages- oder Monatsentschädigung hinaus entschadigt 
werden mußten, In alteren Entscheidungen hat auch das Oberste 
Gericht vielfach diesem Grundsatz gehuldigt, ist aber dann bald 
wieder hiervon abgekommen und bat hochstens bei Stunden- 
bezahlung eine Pflicht zur Entschädigung von Überstunden, 
falls keine besonderen Abmachungen bestanden, bejaht. Mehr 
und mehr hat sich in den Entscheidungen die Auffassung durch- 
gesetzt, dal bei Monatsentschädigungen die Entschädigungen 
für Überstunden mit einbegriffen seien, so daß der Arbeitnehmer 
also in solchen Fällen keinen Anspruch hat, bej Leistung von 

berstunden noch eine Extravergütung zu erhalten. Vor allen 
Dingen ist Grundlage für jegliche Entschädigungsansprüche der 


zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer abgeschlossene Dienst- 


vertrag und nur aus besonderen Klauseln dieses Vertrages konnen 
derartige Ansprüche hergeleitet werden. Diese Auffassung geht 
wie ein roter Faden durch fast alle neueren Entscheidungen. 
Hinzu kommt, daß neuerdings das Oberste Gericht auch jeden 
Fall gesondert ım Hinblick auf die Eigenart des Unternehmens, 
in dem der Arbeitnehmer beschäftigt wird, behandelt und danach 
die Frage der Überstundenbezahlung verneint, bzw. bejaht. 
Man kann nicht umhin, diesen Standpunkt als unbedingt richtig 
anzuerkennen, da es wirklich sehr viele Unternehmen gibt, in 
denen ihrer Einstellung und ihrem Tätigkeitsgebiet gemäß, eine 
strenge Durchführung einer festbestimmten Arbeitszeit unmöglich 
erscheint, und die Monatgentschädigung bereits ein Leisten von 
Überstunden vorhersieht. 


Diese Gesichtspunkte sind auch für folgende Entscheidungen 
dea Obersten Gerichts maßgebend gewesen, 


Im ersten Falle (Entscheid. d. Oberst. Ger. v. 15. 1. 1931, 
III. 1. Rw. 2485/30) war der Kläger bei der beklagten Gesellschaft 
als Zeitungsexpedient für die Zeit vom 1. 6. 1927 bis 31. 1 1929 
gegen eine anfängliche Monatsentschädigung von 110 zi und dann 
vom 1. 6. 1928 ab gegen eine Entschädigung von 140 21 beschäftigt 

ewesen, Der Kläger hatte während seiner Anstellung keine 
'ntschädigung für Überstunden verlangt, sondern beklagte sich 
nur über ee) er bemuhte sich aus diesem Grunde 
um eine Erhöhung seines Lohnes und erhielt sie auch vom 
1. 6. 1928 ab in Hohe van 30 zt. Mit dem Anspruch um Ent- 
schädigung für geleistete Überstunden trat er erst nach Auf- 
lösung des Dienstverhältnisses hervor. Hieraus folgt schon, daß 
bei der Annahme des Klägers zur Arbeit eine Entschädigung hier- 
tür in dem Monatslohn bestimmt war. Wenn auch nicht festge- 
stellt war, daß bei Abschluß des Arbeitsvertrages die Rede davon 
_ war, wieviel Stunden täglich der Klager arbeiten sollte und auch 
nicht besonders hervorgehoben war, daß m der Monatsent- 
schädigung eine Überstundenbezahlung miteinbegriffen sei, so 
kann man jedoch mit Rücksicht darauf, daß der Klager von 
Anfang seiner Anstellung an die ganze Zeit hindurch dauernd 


10 Stunden arbeitete, Sonnahends sogar 13 Stunden, und dafür 
eine gesamte monatliche Entschädigung von 110 zi, später 140 zł 
empfing, den Schluß ziehen, daß die Parteien sich in stiller Ver- 
einbarung darauf geeinigt hatten, daß in obiger Monatsent- 
ohn für den Achtstundentag, ebenso 
für alle Überstunden miteinbegriffen sei. Diese Annahme ist um 

eschwerde des Klägers 
aor 8 Stunden 


Anspruch um Ent: F 
getreten, was ebenfalls für die Richtigkeit obiger Annahme spricht, 


Die zweite Entscheidung (Oberstes Ger. v. 15,1, 1931, ITI, 
Rw. 2484/30) enthält ebenfalls die Bestätigung, dad Überstunden- 
entschädigungen als stillschweigend im Monatsgehalt enthalten 
anzuseben seien, wenn keine besonderen REDAghUnBeN getrotien 
wurden, 4 Oberste Gericht in dieser Entscheidung 
u.a! 


lägers eine Entschädigung fur alle von ihm geleisteten Dienste 
umfaßt; es wäre Sache des Arbeitnehmers gewesen, sich vorher 
entsprechende Vorbehalte in bezug auf eine gesonderte Ent- 
schädigung für Arbeitsleistungen an Sonn- und Feiertagen zu 
machen, bzw. sich an diesen Tagen von der Arbeit zu befreien,” 


In ähnlicher Weise hatte das Oberste Gericht sich auch schon 
früher zu den hier behandelten Fragen geäußert, die seinerzeit 
vom „Pos. Tagebl.“ in weiterer Darstellung gebracht worden 
waren, (Vgl. die Beilagen „Recht und Steuern“ während des vor- 
hergehenden Monats). 


Deutsch-Polnlsches, Polnisch-Deutsches 
Juristisches Wörterbuch. 


Bearbeltet von Dr. Ed. Zalandek. 


Einem allgemeinen Bedürfnis Rechnung tragend, hat das Ost- 
europa-Institut in Breslau eln deufsch-polnisches und polnisch-deut- 
sches juristisches Wörterbuch bearbeitet und herausgegeben. Der 
von Juristen und Laien allgemein empiundene Maugel eines vollstan- 
digen Wörterbuches der in der Rechts- und Ciesetzessprache üblichen 
Ausdrücke hat die Schaffung dieses Buches notwendig erscheinen 
lassen, zumal selbst in umfangreichen Wörterbüchern der polnischen 
Sprache die in Betracht kommenden juristischen Ausdrücke nich! zu 
finden sind. 


Bei der Zusammenstellung des Wörterbuches sind alle eiu- 
schlagigeu Gesetze und Verordnungen, die hestehenden amtlichen 
und nichtamtlichen Uebersetzungen der deutschen, österreichischen 
und russischen Gesetze sowie die neuen polnischen Geseizentwürfe 
eingehend berücksichtigt worden. Die Unterlagen, die bereits we- 
sentlich zu der langst erstrebten Vereinheitlichung der polnischen 
Rechtsterminologie beigetragen haben, geben eine Gewahr für die 
richtige und dem Rechtssinne entsprechende Uebersetzung der juri- 
stischen Ausdrücke und Begrifisbestimmungen. 


Das Buch ist in den hiesigen Buchhandlungen oder direkt beim 
Verlage Gebr. Böhm, Leipzig, erhaltlich. 
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Lehrlingsprüfungen 


Im Gegeusatz zu dem Lehryerhaltnis im Handwerk war bisher 
der Lehrvertrag ım Handel grösstentels den privaten Abmachungen 
der Parteien überlassen, wahrend die Behorden sich wur das Aui- 
sichtsrecht im Rahmen der Arbeitsschulzgeselzgebung vorbehielten. 
Auch eine Lehrlingsprüfung gibt es leider nicht. Dieser Zustand 
soll in der nachsten Zeit eine Aenderung erfahren. Die Posener 
Industrie- und Handelskammer hat auf ihrer letzten Plenarversamm- 
lung die Einführung von regularen Lehrlingsexamen nach dem Muster 
der Prufungen von Handwerkslehrlingen heschlossen. Gleichzeitig 
soll ein Anmelde- und Registrierungszwang für alle kaufmannischen 
Lehrlinge eingefülrt werden. 

Welche Bedeutung hat nun dieser Schritt für die Praxis? Vor 
allem, sa begründet man die Vorschlage, soll die Registrierung einen 
Einblick in die Verhältnisse der Lehrlinge erinöglichen. Bisher 
herrschte auf diesem Gebiete vollständige Freiheit, was, wie der 
Bildungsausschuss und die Kaufmanuschaft ausführte, zu weitgehen- 
dem Missbrauch seitens gewissenloser Kaullente führte. Haufig 
ereigneten sich Falle, wo der Prinzipal oder die anderen Augestellten 
sich in keiner Weise mit dem Lehrling beschafliglen, noch irgend- 
welche Fachkenntnisse beibrachten, sondern iln lediglich als ge- 
wöhnlichen Arbeiter betrachteten. Es kam auch vor, dass man die 
Lehrlinge nicht in die Fartbildungsschule schickte, was die gesetz- 
liche Pflicht jedes Lehrherrn und was zur kaufmannischen Ausbil- 
duug unbedingt nötig ist, oder dass man sie gzundlos entliess. Der- 
artig vorgebildete Kraite haben natürlich keine konkreten Fach- 
kenntnisse und bilden nur eine Belastung der Betriebe, weshalb sie 
daan auch niemand einstellen will, 


im KRaufmannsberuf. 


Die Registrierung. der Lehrlinge erfolgt in der Weise, dass eine 
Abschrift des Lehrkoniraktes an die Kammer gesandt wird. Die 
gewissenhafte Kauimannschait belastet diese Pflicht nicht sonderlich, 
jedoch legt sie den sogenannten „Lehrlingsfabriken” eine starke 
Bremse an. Nach Abschluss seiner Lehrzeit hat der Lehrling eine 
praktische Prülung zu bestehen. Hier muss er zeigen, was er bei 
seinem Lehrherrn gelernt hat. Da das Wirtschaftslebeu auf Diplome 
und Zeuguisse immer weniger gibt, und man heute den grössten 
Wert auf Praxis legt, so ist Berufslehre ohne Praxis uubedingt zu 
wenig. Immer erforderlicher erscheint die Ausbildung von sogen. 
„Branche-Kaufleuten“. Erst die Verbindung der in Fortbildungs- 
bzw. Fachschule erworbenen Kenntnisse mit einer guten fach- 
mannisch geleiteten Berufspraxis kann gute Resultate ergeben. 
Ueber diese praktischen Fachkenntnisse also sollen die Lehrliuge 
am Schluss ihrer Lehrzeit ein Examen ablegen. Die Prülungskom- 
mission soll sich aus Fachleulen der betreffenden Brauche zusammen- 
setzen und wird von der Handelskammer ernannt, Bei der Zulassung 
zur Prüfung sind ein Zeugnis über eine mit „gut” beendete Lehrzeit 
und ein Zeugnis der Fortbildungsschule vorzulegen, 


Die Kaufmannschaft erklarte, sie werde in Zukunft nur Kralte 
einstellen, die sich durch ein Zeugnis der Prüfungskommission der 
Handelskammer ausweisen köunen, d. h. wirkliche Fachkenntnisse 
in ihrer Branche besitzen. 


Dies siud in grossen Umrissen die Plane der Posener Handels- 
kammer, die zur Bearbeitung stchen: in demselben Sinuc arbeiten 
auch die Handelskammern in Katlowitz und Graudenz. 


Arbeitslosenunterstützung 
der Angestelltenversicherung. 


Meldepflichten des Unterstutzungsempfängers, 


Die Verordnung des Ministers für Arbeit und soziale Fürsorge 
vom 13, Juni 1930 (Dz, Ust. Nr. 54, Pas. 459) enthalt u. a. Bestim- 
wmüugen über dıe Pflichten, die Geistesarheiter erfüllen müssen, damit 
die ilmen zuerkannte Arbeitslosenunterstülzung regelmassig ausge- 
zahlt wird, Da die diesbezüglichen Bestimmungen gerade in der 
heutigen Zelt für sehr viele von grosser Wichtigkeit sind, bringen 
wir nachstehend eine Zusammenfassung aller der Bestimmungen, die 
der Geistesarbeiter ım Falle von Arbeitslosigkeit befolgen muss, da- 
mit er- die zustellende Arbeitslosenunterstülzung regelmassig ausge- 
zahlt erhalt und nicht seines Anspruches verlustig geht. 

Nach der oben angeführten Verordnung des Ministers fir Arbeit 
je Fürsorge sind die Versicherungsanstalt für Geiste: 
arbeiter, Krankenkassen, Gemeindeamter und andere hierzu beauf- 
trayte Stellen verpflichtet, eiue Kontrolle uber arheitslose Angestellte 
auszuüben, mn festzustellen, ob die Im Antrag um Arbeitslosenunter- 
stilzung angegebenen Tatsachen der Wahrheit entsprechen, und ab 
überhaupt der Unterstützuagsanspruch berechtigt ist, Zwecks Durch- 
führung dieser Kontrolle haben die Unterstützungsempfanger die 
Pflicht, den Anordnungen dieser Behörden Folge zu leisten nnd sich 
Innerhalb bestimmter Fristen bel einer zustandigen Behörde zu mel- 
den, sowie gewisse Angahen über ihre persönlichen Verhältnisse mit- 
zuteilen. Bei Nichiheiolgung der Vorschrifien kann dem Angestellten 
die Unterstützung für die Zeit eines Monats und bei wiederholten 
Verstössen für die Zeit von A Manaten entzogen werden. 

Die auf dem Unterstülzungsempfanger lastenden Pllichten sind 
folgende: 


Nachweis der Arbeitslosigkeit. 


Der Nachweis, dass der Untorstützungseinpfanger ohne Arbeit 
Ist, wird erbracht, indem sich derselbe zweimal monatlich an einer 
Ihm ın!igetellten Stelle persönlich („zum Stempeln“) meldet: dies ge- 
schieht Mitte und Ende eines jeden Monats an Tagen, die die zu- 
standige Behörde angibt. Der Unterstützungsempfanger bestatigt 
'hlerbei am Ende eines jeden Monats durch Ausfüllung eines For- 
mulars, dass er wahrend des ganzen vergangenen Monats arbeitslos 
war, da er keine entsprechende Beschaftiguug finden konnte, Die 
zustandige Behörde beslatigt die Tatsache, dass sich der Unter- 
slülzungsempfanger persönlich gemeldet hal, in dem Ausweis, den 
der Unterstützungsempfänger bei der Anmeldung seines Unter- 
slützungsanspruches erhalten hat: gleichzeitig erhalt der Unter- 
stützungsempfanger ciue Bescheinigung daruber, dass er keine Be- 
schafligung bekommen konnte. 

Wenn der Unterstützutigsempfanger den ihm vorgeschriebenen 
Meldetermin nicht einhalt, muss er sich unverzuglich entschuldigen 
und die Grunde mitteilen, die ihn verhindert haben. 


Mitteilung uber Aendertungen von persönlichen 


und Familienverhaltnissen. 


Der Unterstutzungsberechligte Ist verpflichtet, der Versiche- 
Tungsanstalt fur Geistesarbeiter durch Vermittlung der zustandigen 
Krankenkasse über gewisse Aeuderungen seiner persönlichen und 


Familienverhaltnisse, die auf den Versicherungsanspruch Einlluss 
haben, Mitteilung zu machen; solche Veranderuugen, die auf den 
Versicherungsanspruch Einfluss haben, sind: 


1) Aufgabe der Beschaftigung infolge von Eheschliessung, oder 
da sich der Versicherte wirtschaftlich selbstandip gemacht hat. 

2) Verlust der Beschaftigung durch eigenes Verschulden oder 
freiwillige Aufgabe der Beschattigung ohne ausreichende Be- 
gründung oder infolge eines Streikes. 

3) Absitzung von Freiheitsstrafe oder Untersuchungshaft. 

4) Bewilligung einer Abfindung oder Entschadigung durch den 


‚Arbeitgeber. 
5) Erlauguug_ einer Erwerbsbeschaftigung, auch fir voruber- 
gehende Zeit, oder Erlangung einer Erwerbsbeschaftigung 


durch irgendeines der vom Versicherer unterhaltenen Familien- 
initgliedern, oder Gewahrung von Unterhalt fur selne Famillien- 
mitglieder durch dritte Personen. 

6) Aenderung der Famillenverhaltnisse. 

7) Tod irgendeines der Famillenmitglieder, die vom Versicherten 
unterhalten werden. 


Mitteilung uber Wechsel des Wohnortes. 


Wenn der Versicherte seinen Wohnort andert, muss er sich bei 
der für seinen neuen Wohnort zustandigen Stelle von nenem regl- 
strieren lassen. Hierbei muss er den Ausweis, der bei der ersten 
Registrierung ausgestellt wurde, abgeben und erhalt einen neuen 
Ausweis, den er zusammen mit der Entscheidung der Versicherungs- 
anstalt fur Goistesarbeiler über die Anerkennung seines Versiche- 
rungsanspruches bel der fitr den neuen Wohnort zustandigen Kran- 
keukasse vorlegen muss. 


Benachrichtigung bei Abwanderung. 


Wenn der Versicherungspflichtige das Gebiet der Republik Polen 
ader der Freien Stadt Danzig verlasst, muss er der Versicherungs- 
anstalt für Geistesarbeiter durch Vermittlung der Krankenkasse eine 
Bescheinigung des Arbeitsvermittlungsamtes zuschicken, die besta- 
tigt, dass or innerhalb des nachsten Monats keine Aussicht auf Er- 
langung einer entsprechenden Beschaftigung hat, 


Meldepilicht nach Ausnutzung der Arbeitslosen- 
unterstützung, 


Um nicht das Recht aut die Altersrente der Angestelltenversiclie- 
rung zu verlieren, muss der Versicherte sich noch gewissen Melde- 
pilichten unterwerfen, wenn er bereits die Arbeitslasenunterstitzung 
ausgenutzt hat, aber weiterhin ohne Arbeit ist. Zu diesem Zwecke 
muss er sich beim Arbeitsvernittlungsamt als Arbeitsuchender regl- 
strieren lassen und alle 6 Monate der Versicherungsanstalt für 
Geistesarbeiter eine Bescheinigung des Arbeitsvermitiluugsamtes 
vorlegeu, die hestatigt, dass er keine enisprechende Beschafligung 
finden kann, 
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Nr. 19 


Die Kapitaldispositionen im Handwerksbetrieb. 


Vom Deutschen Handwerksinstitut, Abtellung kaufmannische Betriebswirtschait, Bonn a. Rh. 


Die Beobachtungen zeigen, daß auch in der Betriebswirt- 
schaft des Handwerks heute dem Kapital (der ın Geld ausge- 
drückte Wert der in einer Botriebswirtschaft gebundenen wirt- 
schaftlichen Güter) eine nicht zu unterschatzende Bedeutung zu- 
kommt. Wahrend fruher die Regel galt, daß der Handwerks- 
betrieb — im Vergleich zu anderen Produktionswirtschaften, 
z. B. der Industrie — uhberwiegend „arbeitsbedingt” ser, ist heute 
infolge der strukturellen Veranderungen in vielen Tallen eine 
bemerkenswerte Wandlung zu „kapıtalintensiven" Betrieben 
erkennbar. Die Ursachen dieses Strukturwandels sind vielge- 
staltig; die Untersuchungen des Ausschusses zur Untersuchung 
der Erzeugungs- und Absatzbedingungen der deutschen Wirt- 
schaft *) haben zur Klarung dieses Problemkreises schr viel bei- 
getragen, 

Eine Steigerung des Kapitalbedarfes im Handwerksbetrieb 
ergab sich aus der zunehmenden Einführung arbeitssparender 
Maschinen und moderner Werkzeuge, zum andern aus der not- 
wendig gewordenen zeitgemaßen Ausstattung der Werkstatten 
und Verkaufsraume, der Anwendung moderner Werbemittel und 
-methoden, der Verwendung von Fahrzeugen, der verbesserten 
Gestaltung der kaufmannischen Arbeitsplafze usw, 

Eine Gegenüberstellung von Bilanzen der Gegenwart mit 
solchen der Vorkriegsjahre laßt auch — bei unveränderter Be 
triebsgröße — ein starkes Anwachsen der Debitoren erkennen, 
eine auch bei ahnlichen Vergleichen in anderen Wirtschafts- 
ruppen zu beobachtende Tatsache, die im wesentlichen aus der 

erarmung und Kreditbedürftigkeit der handwerklichen Kon- 
sumentenkreise resultiert. Die in den letzten Jahren stark an- 
gewachsenen und zu bestimmten Terminen zu zablenden Ab- 
aben, sowie die festen Lohn- und Gehaltsverpfhichtungen an die 

itarbeıter im Handwerksbetrieb bedingen eine erhohte Kassen- 
bereitschaft — im Vergleich zu fruher. Nicht allen Handwerks- 
meistern konnte es gelingen, diesem durch inner- und außer 
betriebliche Bedingungen notwendigen Kapitalmehrhedarf gerecht 
zu werden; vielfach mußte ein fühlbares Mißverbaltnis zwischen 
dem Kapitalbedarf und dem zur Verfügung stehenden Kapital 
entstehen und damit oft eine Hliquiditat (Zahlungsunfahigkeit), 
die besonders dadurch verschartt wurde, daß die Kredittristen 
der Lieferanten — im Gegensatz zu den von dem Handwerks 
betrieb an seine Kunden gowahrten Kreditfristen — meist aufer- 
ordentlich kurz sınd. 

Auf welche Weise kann der Handwerker diesen erhöhten 
Kapitalbedart befriedigen? Genügt das Eigenkapital bzw. die 
sogen. Selbstfinanzierung, indem der Gewinn dem Kapital zu- 
geschrieben wird, nicht, oder kann es durch eine Gesellschafts- 
gründung nicht erhöht werden, so sind fremde Kapıtalquellen 
zu erschließen, Bei der Aufnahme von Fremdkapitalien hat jedoch 
der Handwerker sorgfaltige Erwagungen (Finanzkalkwulationen) 
anzustellen, insbesondere darüber, ob er zur Deckung des Kapital- 
bedarfes langfristigen oder kurzfristigen Kredit aufnehmen muß, 
Beispielsweise sollte der Anschaffung einer Maschine, deren 
Amortisation erst nach Ablauf mehrerer Jahre moglich ist, nicht 

®) „Das Deutsche Handwerk.“ 4 Bande. Verlag E. S. Mittler 
und Sohn, Berlin 1930. 


mit kurzfristigen Mittein (die etwa nach drei Monaten rückzahl- 
bar sind) erfolgen, falls es nicht gelingt, durch Dazwischenschalten 
eines Kreditinstituts den Kredit in einen langfristigen umzu- 
wandeln, Der wirtschaftlich denkende Meister sollte hei seınen 
fast fortlaufend notwendigen Kapitaldispositionen nie die ein- 
fache Regel außer acht lassen: Zur Beschaffung von Anlage- 
werten, die sich erst nach Jahren amortisieren (z. B. Gebaude, 
Maschinen usw.), darf nur langfristig gegebenes Kapital verwendet 
werden, wahrend für die den Betrieb in kurzer Zeit durchlaufen- 
den Betriebsmittel (z. B. Rohstoffe) kurzfristige Kapitalien ge- 
nügen, Als Finanzierer der handwerklichen Betriebswirt- 
schaften sınd neben privaten Darlehnsgebern die Kreditgenossen- 
schaften, die Sparkassen, die Kredit- und Hypothekenbanken, 
die sogenannten Branchebanken, und zum Teil die handwerker- 
lichen Versicherungsanstalten zu nennen. Wahrend diese Insti- 
tutronen vornehmlich langfristige Kredite dem Handwerksmeister 
einraumen, beschafft er sich kurzfristige Kredite von seinen 
Lieferanten oder von der Bankanstalt, mit der er in dauernder 
Verbindung steht, Jede Kreditbeanspruchung erfordert sorg 
faltige Überprüfung, insbesondere, ob der versprochene Rück- 
zahlungstermin eıngehalten werden kann und welchen Einfluß 
der Leihzins und die sonstigen Spesen auf die Kosten- und Er- 
tragsgestaltung ausüben werden 

Die handwerkliche Betriebswirtschaft nimmt aber nicht 
nur Kredit in Anspruch — nein — sie ist heute mehr als je ge- 
zwungen, auch Kredite zu gewahren. Fur die Beurteilung der 
Liquiditat eines Handwerksbetriebes genigt es nicht, die Summe 
der Lieferantenkredite und diejenige der Kundenkredite zu 
kennen — entscheidend sind vielmehr die Kreditiristen, die eıner- 
seits beansprucht und die andererseits gewahrt werden. Die zeit- 
liche Disharmonie der kurzen Lieferantenkredite und der langen 
(oft unbegrenzten) Kundenkredite sind haufig die Ursache zu 
vorubergehenden Stockungen im Zahlungsverkehr eines Be- 
triebes, die nur durch Beanspruchung sogen. kostensteigernder 
Überbruckungskredite behoben werden können. Bei der Ein- 
raumung von Krediten muß jeder Meister darauf bedacht sein, 
auch in dem geforderten Terminpreis eine Rückerstattung 
seiner Kosten, inshesondere der Kapitalzinsen zu erhalten: dies 
gilt auch bei dem Eingehen von Wechselverbindlichkeiten. 
Wichtige Kapitalsdispositionen sind auch in der Kalkulation ent- 
halten, weil letzten Endes die Selbstkostenrechnung cine Maß 
nahme der Selbsterhaltung darstellt. Man kentrolliere deshalb 
nicht nur, ob alle veransgabten Kosten, sondern auch alle zurätz« 
lichen Kosten, wie Abschreibungen, Zins usw., enthalten sind, 
Kehren diese Kosten normalerweise im Erlös in den Betrieb zu- 
rück, dann ist dafür Sorge zu tragen, dañ sie zweckentsprechend 
verwendet und bei Erneuerung der Betriebsausstattung verfügbar 
en 

Aus vorstehend skizzıerten Grunden hat jeder Handwerks- 
meister die Pflicht, die marktwirtschaftlichen, die finanziellen 
Wandlungen der Gesamtwirtschaft aufmerksam zu verfolgen; 
denn für die Rentabilitat seines Betriebes ist nicht nur entscheidend 
was und wie er produziert, sondern auch wie er die in seinem Be- 
trieb umlaufenden bzw. investierten Kapitalien bewirtschaftet 
und verwertet! 


Einiges über den Arbeitsvertrag. 


Arbeitsverträge mit fester und unbestimmter Zeitdauer. 


Die Verordnung über die Arbeitsvertrage von Geistesarbeltern 
vom 16. 3. 1928, Dz. U. Pos. 323, enthalt im Art, 5 Vorschriften 
darüber, auf welche Zeitdauer Arbeitsvertrage abgeschlossen werden 
können, Im Punkt 3 dieses Artıkels wird festgestellt, dass solche 
Arbeitsvertrage auch für eine fest bestimmte Zeit abgeschlossen 
werden können. Diese Vorschriit gewinnt dann Bedeutung, wenn 
es sich um Meimungsverschiedenheiten zwischen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer in bezug auf etwaige Kündigungsfristen handelt, da 
bei zeitlich fest begrenzten Arbeitsvertragen natürlich eine Kündi- 
gung nicht notwendig ist, sondern das Dienstverhaltnis mit Ablauf 
der bestimmten Zeit van selbst aufgelöst wird. Da die eben ge- 
nannte Verordnung keine Vorbehalte in bezug auf die Erneuerung 
von solchen auf Zeit abgeschlossenen Arbeitsvertragen enthalt, so 
können diese Arbeits- oder Dienstvertrage natürlich mach Ablauf 
der Frist wieder erneuert werden. Dies kann beliebig oit geschehen 
und geschieht in der Praxis auch recht haufig; nur können bei sol- 
chen beliebigen Wiederholungen Zweifel darüber entstehen, ob es 
sich bier noch um zeitlich begrenzte oder unbegrenzte Dienstver- 
trage handelt. An Hand der folgenden Entscheidungen des Obersten 
Gerichts sollen diese Fragen naher erörtert werden. 


Zunachst ist bei der Beurteilung solcher Arbeits- oder Diensi- 
verirage der vom Gesctz gebrauchte Begriff „Geistesarbeiter“" und 
seine nahere Umgrenzung wesentlich, da nur auf solche „Arbeiter“ 
die Bestimmungen des oben genannten Gesetzes Anwendung iinden. 
In einer Entscheidung vom 15. 1. 1931, IT, 1. Rw. 2484/30, wird vom 


Obersten Gericht folgende Umgrenzung gegeben, die sich in erster 
Linie auf Aufsichtspersanen, bei denen dieser Begriff besonders 
strittig ist, bezieht: „Wenn auch Verwaltungs- und Aufsichtstatig- 
keiten nicht selbstandig und leitend sein müssen, um den sie aus- 
führenden Personen den Charakter eines Geistesarbeiters zu gehen, 
so müssen sie doch die technische Organisations-, Finanzauisicht 
usw. heireffen. Man kann daher als Tatigkeiten eines Geistesarhei- 
ters nicht solche Personen ansehen, die sich nur auf eine gewöhn- 
liche Aufsicht heschrunken, wenn auch mit dieser Aufsicht die 
Pflicht des Aufschreibens der Aufsichtsergebnisse verbunden ist.” 
Damit wird freilich keine erschöpfende Definition gegeben, aber man 
wird nicht allzu sehr ichlgehen, wenn man unter „Geistesarbeitern" 
nur solche versteht, deren Tatigkeit in der Hauptsache aus einer Ver- 
richtung von geisligen Arbeiteru im Gegensatz zu blossen Hand- 
arbeiten besteht wenn auch natürlich letztere nicht ganz olıne die 
Anstrengung des menschlichen Geistes verrichtet werden können, 
sondera auch bei Handarbeiten mehr oder weniger der Geist ange- 
strengt wird. 


Von Bedeutung ist die Frage, welche Arbeitsvertrage als zeit- 
lich fest begrenzt anzusehen sind. Das Oberste Gericht bemerkt 
hierzu in einer Entscheidung vom 19. 11. 1930, I. ©. 183/30, folgendes: 
Ein auf Zeit abgeschlossener Vertrag muss den Zeitpunkt angeben, 
an dem dieser Vertrag ablauft; dieser Zeitpunkt muss nicht unbe- 
dingt ein bestinmies Kalenderdatum sein. Die Zeitdauer des Ver- 
trages kann auch durch die Anzeige eines bestimmten Ereignisses, 
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das in dem von den beiden Parteien vorhergeselienen Zeitabschnitt 
{wenu auch nur annahernd) eintreten soll, hestinmt sein; bis zum 
Eintreten eines solchen Ereignisses bleibt der Vertrag abgeschlossen. 
So wird ein auf Zeit abgeschlossener Vertrag, zum Beispiel eiu 
Dienstvertrag sein, der für die Zeit der Krankheit oder Abwesenheit 
einer bestimmten Person abgeschlossen wird. Ehenso halt auch das 
Gericht eiuen solchen Arbeitsvertrag als auf feste Zeit abgeschlossen, 
der für die Dauer des Urlaubs von Arbeitern einer Firma mit anderen 
Arbeitera abgeschlossen wird, ferner einen Vertrag, der für die 
Dauer der Ausführung einer beslimnten Arbeit abyeschl 


(Fortsetzung folgt.) 


Verbandsnachrichten. 


Am Dienstag, dem 6 Oktober, entschliet ganz 
unerwartet unser Vorstandsmitglied 


Herr Konditoreibesitzer 


Fritz Siebert 


im 35, Lebensjahre. 

Seit Gründung unseres Verbandes hat der 
schlafene als verständnisvoller Farderer unserer Be 
bungen der Posener Ortsgruppe angehört un 
durch seinen liebenswürdigen, aufrechten Ch 
dio Hachschätzung aller, die ihn kannten, erworben, 

Die Ortsgruppe verliert in ıhm einen ihrer Besten, 
dessen Andenken sie stets ın Ehren halten wird 


Verband fur Handel u. Gewerbe e.V. 


Orisgruppe Posen. 


Budsin. Am Sonnabend, dem 10. Oktober, abends 7 Uhr 
findet im Vereinslokal bei Fräulein Hein eine Sitzung der 
Ortsgruppe Budsin statt. Herr Redakteur Loewenthal-Posen 


wird über das Thema: „Wirtschaftsfragen im Zeitalter der 
Katastrophen“ sprechen, 


Die Mitglieder werden gebeten, vollzählig zu erscheinen, 


Kischkowo. Am Sonntag, dem 25. Oktober, nachm. 4 Uhr 
halt die Ortsgruppe Kischkowo ihre Monatssitzung heim 
Mitgliede Paul Stroech ab. Die Mitglieder werden gebeten, 
vollzahlig zu erscheinen. Die Tagesordnung wird in der 
Sitzung bekanntgegeben, 


Bentschen. Am Freitag, dem 16. Oktober, abends 
%8 Uhr findet eine Versammlung der Ortsgruppe Bentschen 
ım Lokal Matthes statt. Auf der Tagesordnung steht u. a. ein 
Vortrag des Herrn Redakteur Loewenthal-Posen über das 
Thema „Wirtschaftsfragen im Zeitalter der Katastrophen". 
Wir laden. unsere Mitglieder sowie Freunde und Gönner hier- 
zu herzlichst ein. 


Kleine Wassermühle zu pachten gesucht. Laim 
— nn 


Junger Gartner sucht Gartnerei zu pachten (Friedholsgartnerei 
bevorzugt). L 


In kleiner Stadt des Kreises Schubin ist Wohnhaus für 4 Familien 
nebst 6 Morgen Land fortzugshalber zu verkaufen. Preis 8000 zł 
E 


m 

In kleiner Stadt des Kreises Posen ist gutgehende Schmiede- 
werkstatt nebst kompl, Einrichlung umstandehalber günstig zu ver- 
kaufen oder zu verpachten. Wohnung vorhanden. L. 19 

Geschaftsräume, geeignet für Schuhwarenhandlung oder Konfek- 
tionsgeschaft, in kleiner Stadt des Kreises Mogilno, umstandehalber 
zu verkaufen C z0 


Verantwortlicher Schriftleiter: Erich Loewentbal, 

Poznań, ul. Skosna 8. Herausgegeben vom Verband 

für Handel und Gewerbe, Poznań, ul. Skośna 8. 
Druck: Concordia Sp. Akc,, Poznań. 


Biuro Techniczno - Handlowe 


A. GLASER, Poznań 


ul. 27 Grudnia 16 
Telephon 50-16. 41-16 Telegr.-Adr. „Technohandel 


Empfehlen sofori ab Lager zu außersien Fahrikpreisen: 
Leder- Je Gummi- ” 
Kamelhaar- n 
anf- l- 
= reinen See- SEIÄUENE 
Klingerit- Wasserstands-NN}5 
Ashest- r| pl Oriy. Klinger. N 
Gummi- Delvasen- 
Bani- Dampi- 
E Se S 
Gummi- Gas- 

Lager'Metalle - Banca- und Lolzinn 

in Biöcken, sowie Stäben 
Schmieröler, Staufferbuchsen, Benzin-Löt- 
lampen und -Kolben, Stabl- und Messing- 


Draht-Bürsten, technische Filze, Piber in 
Platten und Stäben, Putzwolle sowie samil. 


technischen Artikel 
für Maschinenbedart und Landwirtschaft. 


Bank Tür Handel und Gewerke Poran 
Poznaisi Bank dla han przemysl 


Sp. Ake. 


Zentrale: Poznań, ul. Maszialarska 8 a, 
Deposifenkasse: ul. Wjazdowa 8. 


Telegramm-Adr. Foznan: Gewerbebank 
Telephon 83054, 2251, 2249. 
P.K.O. Poznan: Nr. 200490. 


* 


FILIALEN: 


a. 


Bydgoszez, Inowroclaw, Rawiez. 


* 


Ausführung sämtlicher 
bankgesch. Transaktionen. 
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Rücki 


ARBEITSMARKT 


FSHILFE”, T. 


Pozna, ul. Skoś. 


X K XK 


engesuche. 
Mobeltischler, 

23 J., dt.-poln,, guter Zeich- 
ner, sofort. 11/18 
Tischlergeselle, 

22 ]., dt.-poln., m. Fournier- 
arbeiten vertr., sof, 11/21 


Stellmachergeselle, 
24 J., dt.-poln. i. W. u, Schr., 
its 


sofort. 
Stellmachergeselle, 
20 Ja dt.-poln., sof. 12/6 
Böttcher, 


35 J.. dt.-poln. 1. W. u. Schr., 


Schmiedegeselle, 
21 J., dt,-poln., firm in Huf- 
beschlag, Maschinenrepara- 
tur, sofort. 21711 
Schlossergeselle, 
24 ]., dt.-poln., m. Drehen 
und Schweißen vertr, 21/13 


Geldschrankschlosser, 
24 J., dt.-poln,, zu jeder Arbeit 
bereit. 22/10 


Sehlasser, Monteur, 
In, i. W. 


.. dt.-poln u. Schr , 
vertr. m. Li - u. Kraftan- 
lagen, auch aufs Land, so- 
fort. 22/12 


Schlosser, Maschinist, 
45 J., dt.- dt poln; zu jeder Arh 
22/14 


Schlosser, 
28 J, dt.-poln., sof. 22/15 


Maschinenschlosser, 


24 ]., dt -polin., sof. 23/8 


Dreher, 
DET. dt poln + sof, 23/14 


Maschinenschlosser 
mit Führerschein, 
24 J., dt.-poln., m. Tandw 
Maschinen Be sof. _ 23/16 


Schlasser, Installateur, 
45 J. dt.-poln-franz., m 
Dieselmotoren, Zentralheizung 
vertr., sof. 23/17 


Mechaniker, 
dt.-poln,, m. langj. Praxis m 
Schreibmaschinen, sol. 24/1 


Kupferschmied, 


23 Jahre, di.-poln., vertraut 

mit Pumpenbau, Autogen- 

schweißerei, sofort. 26/2 
Elektrotechniker, 

20 J., dt.-poln., z. weiteren 

Ausbildung, sof. 31/1 

Th nn 


Elektrotechniker, 
22,1. dt.-poln., auch als Bote, 
31/3 


Elektromonteur, 
38 J., saf. a1 i 


Elektromonteur, 

, dt.-poln., vertr. mit 
Schwach- u. Starkstrom, 
Hochspannung, Reklame- 
beleuchtung, sof. 31/7 


Feinmechaniker, Optiker, 
» [ie dt -poln sof, 36/1 


Bauingenieur, 
29 J, dt.-poln., sof. 40/5 


& 


A 


Ingenieur, 
28 J, dt.-poln., m. Ventila- 
toren, Aufzügen vertr., so- 
dort. 40/9 


Geometer, 
m. langj. Praxis, im Staats- 
dienst, dt.-poln., sot 40/8 


Polsterer u. Dekorateur, 
dt.-poln., m. langj. Prax 
sofort. 46/3 


Sattler, Wagenhauer, 


Polsterer, 

m. langj. Praxis, dt-poln., 
sofort. 46/5 
Sattler und Tapezierer, 

23 J., dt-poln,, sof. hi 

‚acke: 
24 J., dt-poln., sof. 
Backergesalle, 
19 Jahre, dt.-poln., «of. 
Backergeselle, 
28 J., dt.-poln., sot. 6/1 
Backer, 
19 J., sof, zur Weiter: 
bildung. 61/11 


61/8 


f: 

A fe 
> 
= 
= 


61/9 


| 


Basket, 
8 J., dt.-poln., sof. 61/12 


Back 3 
0 J., di. Km Bo 61/1 


i 
H E 
e 


ta Mahl- und 


25 Ju dt. ae 
l E 64/4 


Sugemuhle, Rep. vertr. 
Müllermeister, 

28 J., dt.-poln., m. elektr. Anl 

vertr,, sofort. 64/5 


ni 
= 
= 
> 


23 J., dt.-poln., 
bildung, sofort 


Bonbon-, Konfekt- und 
Drageemeister, 
m, langj. Erfahrung, sof. 66/1 


gute Schul- 


a 
= 
© 


Friseurgehilfe, 
IB J., dt.-poln., sot. 68/2 
Friseurgehilfe, 
21 J.. dt.-poln., sof. 68/3 
Friseur 
für Herren und Damen, 21 J, 
dt.-poln., sof. 68/4 
Sanilater, 
23 J., dt.-poln,, sof. 70/1 
Kontoristin, 
26 j., dt.-poln., a, d. Spedi- 
tionsbranche, sof. 81/19 


Buchhalter und Stenotypist, 
21 J., dt.-poln.-engl., m. Han- 


delsschule, sof. 82/10 
Stenotypistin, 
23 ]., m. Buchhaltung, sof- 
82/11 
Stenotypistin, 


20 Į. dt.-poln., sof. 82/1 


Lagerverwalter, Kassierer. 
halter, 
dt.-poln. i. W. u. Schr., auch 
zu Arbeit anderer Art bereit, 


i 


sofort. 83/16 
Kaufmann, 

38 J. dt.-poln. perf, guter 

Organisator, sof. 83/21 


Ruchhalterin, Sekretarin, 
m. guten Zeugnissen, 28 ] 


sofort. aaj24 
Buchhalterin, 

a. d, Bankfach, 21 J, dt.- 

poln., sof 83/25 


Kauimann, Buchhalter, 
24 J., dt.-poln,, vertraut mit 
Fabrikbetrieb, saf. 83/27 


Burokaufmann, Bankheamter, 
22 J., sofort. 84/3 


Bankbeamter, Burokauimann, 

27 J, m. Kalkulation vertr., 

sofort. RAJA 
Bankheamfer, 

22 J., gute Schulbildung, dt.- 


Kaufmann, 
21 Ja m. guter Ausbildung, 
dt.-poln. perf, a. d. Radio- 
branche, sof. 84/16 
Masohinensohreiberin, 
dt.-poln., 20 ]., sof, "85/6 


Kaufmann der Restaurat,- 
und Destillationshranche, 


23 J., dt.-poln., sof. 86/1 
Lagergehilfe, 

18 J.. dt.-poln,, gute Schul 
bildung, sof 86/6 
PET ee 
23 J. i. einer Firma, Eisen. 
branc! Be sof. 86/7 


Tagerverwalter, 


28 J., m. Inkasso und Zoll- 
wesen vertraut, dt: poln, in 


W. u. Schr., sof. 86/8 


Kaufmannsgehilie 
23 J., dt.-poln. i. W. u 
a, d. Manufakturenbr 
sofort. 


Schr., 
anche, 
87/8 


Manufakturenkauimann, 


20 J., dt. poln. sof 87/9 
Forster, 
dt.-poln.-franz,, firm im Holz- 


handel, sofort, 91/2 
A 2 


est, 

1B J, dt,-poln., sof. 02/4 
Tornoe Jager, 

27 J., dt. i W. u. Schr., 

E are! vertraut, sof. 
Rechnungstührer, 

Vermessungsbeamter, 
35 J, dt.-poln.-franz., sof. 


96/1 


Eisenhandler, 

27 J., dt.-poln., gute Allge- 
meinbildung, sofort, 87/17 
Kaufmannsgehilfe, 

22 J., dt.-poln., sofort. 87/23 
Handelsgehilte, 
Kolonialwaren, 


18 J., dt.-poln.. i. W. u. Schr, 


Lagerverwalter, 
26 J., Getreidebranche, m. Ver- 


zollung, Import und Ex; 

vertr., dt.-poln, Ss 
Fisenkaulmann, 

2 un 
Holzkaufmann, 

21 ]-, dt.-poln., gute Schul- 

bildung, sof. 87/27 

Holz- und Baumaterialien- 

kaufmann, 

29 J., dt.-poln, pert., gute Re- 

ferenzen, sof. 87/29 
Kauflmannsgehilfe, 


20 J., dt.-poln., gute 
bildung, sot. 
en 


Handelsgehilfe, Kolonial- 
isenwaren, 
87/30 


Kaufmann, 
‚ dt.-poln. perf., guter 
gute Roferenzen, 


87/31 


Handelsgehilie, 
19 J., Eisenbranche, dtspoln ” 


01, od. 1, 1. 32 7/32 
Expedient, 

19 ]., ät.-poln., sof 87/33 
Gartner, 


21 Ju m. Treibhausern, Ge 
muse- u. Blumenzucht vertr,, 
auch für Gutsbetrieb 
dort 


Molkereiverwalter 

oder 1, Gehilfe, 
26 J. dt.-poln., gute Schul- 
bildung, m, Kontorarb. vertr., 
sofort. 93/2 


Gutssekretarin, 1 
27 ]., dt,-poln., perf, mit 
Jang). Praxis, sof. 96/2 


AE ee 
Rechnungsfuhrerin 

21 J. m. Lohn- und K: 

wesen vertr., sof. 


P. G. Müller, 


Katowice, 


plac Wolności 2, 
gegründet 1895, 


alteste Kohlengrosshandlung 
Oberschlesiens empfiehli gute 


Hausbrandkohlen, 
Industriekohlen, 
oberschl. Hüttenkoks 
5%: Ban- u. Düngekalk 


zu konkurrenzlosen Preisen 
und Bedingungen. 


Gesucht per sofort 
dt, evangel. 


ınedienlin 


für Fleischerei und Wurst- 


waren, nur tüchtige, ehrliche 


Kraft, poln. 
Bedingung. 


Zeugnisabschriften, Licht- 
bild und Gehaltsansprüche 
uni. Nr. 1798 an Ann.-txp. 
Kosmos Sp. z o, o, Poznań, 
Zwierzyniecka 6. 


Sprachkenntn. 
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